
 
 
___ Ausfertigung 
 
Der Rat der Stadt Bielefeld hat am 
__________________ 
diesen Bebauungsplan / diese Bebauungsplanänderung 
als Satzung beschlossen. 
 
Der Beschluss ist ordnungsgemäß zustande gekommen. 
 
Es ist nach § 2 Abs. 1 und 2 Bekanntmachungs-
verordnung verfahren worden. 
 
Bielefeld, 
 
 
 
____________________________________ 
Oberbürgermeister 
 
 
 
 
Dieser Bebauungsplan / Diese Bebauungsplanänderung 
wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit der Begründung und 
der zusammenfassenden Erklärung 
 
ab __________________ zu jedermanns Einsicht bereit-
gehalten. Der Beschluss des Bebauungsplanes / der 
Bebauungsplanänderung und der Ort der Bereithaltung 
sind 
 
am __________________ öffentlich bekannt gemacht 
worden. 
 
Bielefeld, 
 
Stadt Bielefeld – Der Oberbürgermeister – Bauamt 
I. A. 
 
 
 

 

 Angabe  der Rechtsgrundlagen 
 

  
Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634); 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung - BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786); 
 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-
setz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBl. I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.09.2017 
(BGBl. I S. 3434); 
 
§ 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – Landesbau-
ordnung (BauO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 01.03.2000 
(GV. NRW S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.12.2016 
(GV. NRW. S. 1162); 
 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90). 
 
 
 

Anmerkungen:  
 
Soweit bei den Festsetzung von Baugebieten keine anderen Bestimmun-
gen gemäß § 1 (4) - (10) BauNVO getroffen sind, werden die §§ 2 - 14 
BauNVO Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 

Zuwiderhandlungen gegen die gemäß § 86 BauO NRW in den Bebau-
ungsplan aufgenommenen Festsetzungen (örtliche Bauvorschriften) sind 
Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 84 (1) Nr. 20 BauO NRW und kön-
nen gemäß § 84 (3) BauO NRW als solche geahndet werden. 

 

 
 Planzeichenerklärung und textliche Festsetzungen g emäß 

§ 9 BauGB und BauNVO, Signaturen der Katastergrundl age 
 

 
0 
 

 Abgrenzungen 

 

 
 

0.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans  
 gemäß § 9 (7) BauGB 

 

 
 

0.2 Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen  
 zwischen oder innerhalb von Baugebieten oder sonstigen Gebieten 
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 Art der baulichen Nutzung  
 gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB  

 
 

 
 

 
1.1 Allgemeines Wohngebiet  
 gemäß § 4 BauNVO  
 Hinweis: Teilflächen WA1 bis WA5 nach Nutzungsmaßen etc. gegliedert. 
 

1.1.1 Zulässig sind gemäß § 4 (2) BauNVO 
- Wohngebäude 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke. 
 

1.1.2 Ausnahmsweise können gemäß § 4 (3) BauNVO zugelassen werden 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
- Anlagen für Verwaltungen. 

 

1.1.3 Unzulässig sind gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO 
- Gartenbaubetriebe  
- Tankstellen. 

 
 
 
 

 
1.2 Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO 
 Hinweis: Teilflächen MI1 und MI2 nach Nutzungsmaßen etc. gegliedert. 
 

1.2.1 Zulässig sind gemäß § 6 (2) BauNVO i. V. m. § 1 (9) BauNVO 
- Wohngebäude  
- Geschäfts- und Bürogebäude 
- Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-

gungsgewerbes 
- sonstige Gewerbebetriebe 
- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 

gesundheitliche und sportliche Zwecke 
 

 
 
 
 
 

 

- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten 
sowie Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten Sorti-
menten; hinsichtlich der Klassifizierung der Sortimente ist die 
„Bielefelder Sortimentsliste“ (s. Einzelhandels- und Zentrenkon-
zept der Stadt Bielefeld, 09/2009, S.41) maßgeblich. 

 

Nahversorgungsrelevante Sortimente 

Drogeriewaren, Parfümerie- und Kosmetikartikel 
Getränke 
Nahrungs- und Genussmittel 
Pharmazeutika, Reformwaren 
Schnittblumen 
Zeitungen/Zeitschriften 

Nicht zentrenrelevante Sortimente 

Antiquitäten 
Bauelemente, Baustoffe 
Bettwaren/Matratzen 
Bodenbeläge, Teppiche (Auslegware 

und Einzelware) 
Büromöbel 
Camping und Zubehör 
Eisenwaren/Beschläge 
Elektrogroßgeräte 
Elektroinstallationsmaterial 
Erotikartikel 
Fahrräder und Zubehör 
Farben/Lacke 
Fliesen 
Gartenbedarf/-geräte (auch Terrakotta, 

Gartenhäuser) 
Gartenmöbel 

Kamine/Kachelöfen 
Kinderwagen 
Kraftfahrzeug- und Motorradzubehör 
Küchenmöbel 
Lampen/Leuchten/Leuchtmittel 
Maschinen/Werkzeuge (auch Garten-
maschinen wie Rasenmäher, Was-
serpumpen) 

Möbel 
Pflanzen/Samen 
Rollläden/Markisen 
Sanitärbedarf 
Sportgroßgeräte 
Tapeten 
Waffen, Angler- und Jagdbedarf 
Zoologischer Bedarf 
(Kraftfahrzeug- und Motorradhandel) 

 

1.2.2 Unzulässig sind gemäß § 6 (2, 3) BauNVO i. V. m. § 1 (5, 6, 9) 
BauNVO  
- Tankstellen 
- Gartenbaubetriebe 
- Vergnügungsstätten i. S. des § 4a (3) Nr. 2 BauNVO in den Teilen 

des Gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen ge-
prägt sind 

- Vergnügungsstätten i. S. des § 4a (3) Nr. 2 BauNVO außerhalb 
der in § 6 (2) Nr. 8 BauNVO bezeichneten Teile des Gebiets  

- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten (nicht 
nahversorgungsrelevant); hinsichtlich der Klassifizierung der Sor-
timente ist die „Bielefelder Sortimentsliste“ (s. Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept der Stadt Bielefeld, 09/2009, S.41) maßgeblich. 

 

Zentrenrelevante Sortimente (nicht nahversorgungsre levant) 

Bekleidung 
Bettwäsche 
Bild- und Tonträger 
Bilderrahmen 
Bücher 
Computer und Zubehör 
Elektrokleingeräte 
Foto 
Gardinen 
Geschenkartikel 
Glas/Porzellan/Keramik 
Handarbeitsbedarf/Kurzwaren/Meterware 
Stoffe/Wolle 
Haushaltswaren (Küchenartikel und  
-geräte, ohne Elektrokleingeräte) 
Heimtextilien, Dekostoffe, Haus- und 
Tischwäsche 

Hörgeräte  
Kunstgewerbe/Bilder 
Lederwaren/Taschen/Koffer/Regen-

schirme 
Musikinstrumente und Zubehör 
Optik, Augenoptik 
Papier, Bürobedarf, Schreibwaren 
Sanitätsbedarf 
Schuhe 
Spielwaren 
Sportartikel/-geräte (ohne Sportgroß-

geräte) 
Sportbekleidung 
Sportschuhe 
Telekommunikation und Zubehör 
Uhren/Schmuck 
Unterhaltungselektronik und Zubehör 
Wäsche/Miederwaren/Bademoden 
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 Maß der baulichen Nutzung  
 gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB  
 

 

 
 
 

0,6 
 

 

2.1 Grundflächenzahl (GRZ)  
 gemäß §§ 16, 17 und 19 BauNVO 
 

 Zulässige Grundflächenzahl, Höchstmaß, hier z. B. maximal 0,6 

 

 
 

 
 

 

2.2 Geschossflächenzahl (GFZ)  
 gemäß §§ 16, 17 und 20 BauNVO 
 

 Zulässige Geschossflächenzahl, Höchstmaß, hier z. B. maximal 1,2 
 

 

 
 
 

 
 

II 
 
 
 
 

THmax. 6,5 m 
 

TH 5,5 m - 6,5 m 
 

 

2.3 Zahl der Vollgeschosse (Z) im Sinne des § 2 (5) BauO NRW  
 gemäß §§ 16 und 20 (1) BauNVO 
 

 Zahl der Vollgeschosse, zwingend, hier zwingend 2 Vollgeschosse 
 
 Zahl der Vollgeschosse, Höchstmaß, hier maximal 2 Vollgeschosse 
 
 

2.4 Höhe baulicher Anlagen  
 gemäß §§ 16, 18 BauNVO 
 

2.4.1 Maximal zulässige Traufhöhe in Meter, hier z. B. 6,5 m 
 

2.4.2 Zulässige Traufhöhe als Mindest- und Höchstmaß in Meter, hier 
5,5 m - 6,5 m 

 

1,2

 
FHmax. 11,0 m 

 

 
2.4.3 Maximal zulässige Firsthöhe bei Gebäuden mit geneigten Dächern 

in Meter, hier z. B. 11,0 m 
 
 

2.4.4 Bei der Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen sind folgende 
obere Bezugspunkte maßgebend: 
- Traufhöhe bei geneigten Dächern = Schnittkante der Außenfläche 

der Außenwand mit der Oberkante Dachhaut 
- Firsthöhe = Oberkante First (Firstlinie, Firstpunkt etc.) 

 
 

2.4.5 Bei der Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen sind folgende 
untere Bezugspunkte maßgebend: 
- Mittlere Höhe (= Mittelwert) der zwei höchsten Punkte der Ober-

kante Fahrbahn/Gehweg in Höhe der zwei Grundstückseckpunkte 
mit der Straßenbegrenzungslinie der Straße, die zur Erschließung 
bestimmt ist (Oberkante fertige Straße, bei Ausbau im Trennungs-
prinzip: Oberkante Gehwegrand). Bei Eckgrundstücken gilt jeweils 
die längere Grundstücksseite, bei Ausrundungen im Straßenzug 
ist der mittlere Punkt festzulegen. 

 

  

2.4.6 Ausnahme nach § 31 (1) BauGB:  
 Bei Um- oder Anbauten im überplanten Altbestand (siehe einge-

messene Gebäude im WA4, WA5 und MI2 in der Katastergrundlage 
des Nutzungsplans) können Überschreitungen der festgesetzten 
Höhenmaße zugelassen werden, soweit sich diese im Rahmen der 
jeweiligen, zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bauordnungs-
rechtlich zugelassenen Trauf- oder Firsthöhe des betroffenen Alt-
baus bewegen (= maximale Überschreitung bis zur jeweils beste-
henden Trauf- bzw. Firsthöhe). 
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 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grunds tücks-

fläche sowie Stellung baulicher Anlagen 
 gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB  
 

 
 
 
 

E 
 

ED 
 
a 

 
3.1 Bauweise  
 gemäß § 22 BauNVO 
 

Offene Bauweise, nur Einzelhäuser zulässig 
 

Offene Bauweise, Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 
Abweichende Bauweise: Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzab-
stand zu errichten. In Abweichung von der offenen Bauweise sind 
auch Gebäude mit über 50 m Länge zulässig. 
 

 
 
 
 

 
3.2 Überbaubare Grundstücksfläche  
 gemäß § 23 BauNVO 
 
 Baugrenze, überbaubare Grundstücksfläche = durch Baugrenzen 

umgrenzter Bereich 
 

   
3.3 Nicht überbaubare Grundstücksfläche mit Einschränkung für Gara-

gen und überdachte Stellplätze (Carports) 
 gemäß § 23 (5) BauNVO 
 

 Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) müssen auf den 
nicht überbaubaren Grundstücksflächen im Zufahrtsbereich einen 
Abstand von mindestens 5 m zur Begrenzungslinie öffentlicher Ver-
kehrsflächen einhalten. Seitlich ist mindestens 1 m Abstand von 
allen öffentlichen und privaten Verkehrsflächen zu wahren (auch zu 
Fuß-/Radwegen), der gemäß § 9 (1) Nr. 25 BauGB mit standorthei-
mischen Gehölzen als Hecke oder mit dauerhafter Fassadenbegrü-
nung zu bepflanzen ist. 
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 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  
 gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB  
 

 
 
 
 

2 WE / 
1 WE(D) 

 
 
 

3 WE / 
1 WE(D) 

 
4.1 Begrenzung der Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden gemäß 

Planeintrag 
 
 

4.1.1 Maximal zulässige Wohneinheiten je Einzelhaus bzw. je Doppel-
haushälfte, hier maximal 2 Wohneinheiten je Einzelhaus bzw. bei 
Doppelhäusern maximal 1 Wohneinheit je Doppelhaushälfte 

 
 

4.1.2 Maximal zulässige Wohneinheiten je Einzelhaus bzw. je Doppel-
haushälfte, hier maximal 3 Wohneinheiten je Einzelhaus bzw. bei 
Doppelhäusern maximal 1 Wohneinheit je Doppelhaushälfte  

 
 

4.1.3 Ausnahme nach § 31 (1) BauGB: 
 Für Doppelhaushälften kann als Ausnahme ggf. eine zusätzliche 

Wohneinheit zugelassen werden. 
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 Verkehrsflächen und Sichtfelder 
 gemäß § 9 (1) Nr. 10, 11 BauGB 
 

 
 
 

 
5.1 Begrenzungslinie öffentlicher und privater Verkehrsflächen  
 
 
 

 
 
 

 
5.2 Straßenverkehrsflächen, öffentlich 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 

 
5.3 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, hier: 
 
 
 
 
 Stellplatzfläche, öffentlich 
 
 
 
 Wirtschaftsweg, öffentlich 
 
 
 

 Wirtschaftsweg, privat 
 

 

 
 

 
5.4 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 
 

 

 
 

 
5.5 Sichtfelder als freizuhaltende Fläche  
 gemäß § 9 (1) Nr. 10 BauGB i. V. m. § 23 (5) BauNVO). 
 

 Sichtfelder sind von Sichtbehinderungen jeder Art in einer Höhe 
zwischen 0,8 und 2,5 m über Fahrbahnoberkante ständig freizuhalten. 
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 Versorgungsflächen  
 gemäß § 9 (1) Nr. 12 BauGB 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
6.1 Flächen für Versorgungsanlagen 
 gemäß § 9 (1) Nr. 12 BauGB 
 
 
 

 
 Gasstation der Stadtwerke Bielefeld  
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 Grünflächen sowie Wasserflächen 
  gemäß § 9 (1) Nrn. 15, 16 BauGB 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
7.1 Öffentliche Grünfläche  
  

 
 
 
 Zweckbestimmung Verkehrsgrün 
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7.2 Private Grünfläche  
 

 
 
 
 Zweckbestimmung Ortsrandeingrünung 
 

 
 
 
 

 
7.3  Wasserfläche  
 Hinweise:  

- neue, offene Führung des Nebengewässers 29.06 einschl. Böschungsbereichen 
(Offenlegung gemäß separatem wasserrechtlichen Verfahren) 

- Einmessung der nicht verrohrten Gewässerabschnitte des Sussieksbachs mit 
Böschungsbereichen (Vermessungsbüro Braune & Hülsmann, Detmold, 05/2017) 
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 Flächen für die Landwirtschaft und Wald 
 gemäß § 9 (1) Nr. 18 BauGB 
 

 
 
 

 
8.1 Fläche für die Landwirtschaft 
 gemäß § 9 (1) Nr. 18a BauGB 
 

 
 
 
 

 
8.2 Fläche für Wald 
 gemäß § 9 (1) Nr. 18b BauGB 
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 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  
 gemäß § 9 (1) Nr. 21 BauGB 
 

 

 

 
9.1 Fläche mit Geh- und Fahrrechten für Fußgänger/Radfahrer sowie 

mit Unterhaltungs- und Betretungsrechten für landwirtschaftliche 
Nutzungen und naturschutzfachliche Pflegemaßnahmen: 

 Die Flächen im jeweils gekennzeichneten Bereich bestehender 
Wegeverbindungen sind in gesamter Breite mit einem Geh- und 
Fahrrecht (Fußgänger, Radfahrer) zu Gunsten der Allgemeinheit 
sowie mit Unterhaltungs- und Betretungsrechten zu Gunsten der 
Nutzungsberechtigten sowie der Stadt Bielefeld zu belasten. Im 
Norden im Bereich des privaten Wirtschaftswegs überlagert das 
GFL1 teilweise das GFL2 gemäß Punkt 9.2. 

 
 

 
 

 
9.2 Fläche mit Leitungs-, Unterhaltungs- und Betretungsrechten im Be-

reich bestehender Ver-/Entsorgungsmedien einschließlich Schutz-
streifen: 

 Die Flächen im jeweils gekennzeichneten Bereich sind in gesamter 
Breite mit Leitungs-, Unterhaltungs- und Betretungsrechten zu Gun-
sten der jeweils betroffenen Ver- und Entsorgungsträger zu belas-
ten. Im Norden im Bereich des privaten Wirtschaftswegs überlagert 
das GFL2 teilweise das GFL1 gemäß Punkt 9.1. 

 
 

 
 

 
9.3 Fläche mit Unterhaltungs- und Betretungsrechten im Bereich des 

Schutzstreifens bestehender Ver-/Entsorgungsmedien: 
 Die Flächen im gekennzeichneten Bereich sind in gesamter Breite 

mit Unterhaltungs- und Betretungsrechten zu Gunsten der jeweils 
betroffenen Ver- und Entsorgungsträger zu belasten.  
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 Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen und Maßnahm en 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bode n, Natur 
und Landschaft sowie Pflanzbindungen  

 gemäß § 9 (1) Nr. 20, 25 BauGB 
 

 
 
 

 
10.1 Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft  
 gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB  
 

 Ziel: Offenlegung Nebengewässer 29.06 mit Entwicklung eines 
naturnahen Uferrandbereichs 

 

 Maßnahmen:  
- Gewässeroffenlegung gemäß separatem wasserrechtlichen Ver-

fahren: naturnahe, mäandrierende Gewässerumgestaltung mit 
wechselnden Böschungsneigungen 

- Einsaat mit artenreichem Saatgut aus gebietseigener Herkunft 
(Regiosaatgut)  

- langfristig extensive Pflege/Bewirtschaftung (1x Mahd/Jahr, frü-
hestens ab dem 15.06.). 

 

 Unzulässig sind Zäune innerhalb des festgesetzten 10 m breiten 
Entwicklungskorridors und ein Ausleuchten der Maßnahmenfläche.  

 
 

 
 

 

10.2 Erhalt von Einzelbäumen  
 gemäß § 9 (1) Nr. 25b BauGB 
 
 Die festgesetzten Einzelbäume sind fachgerecht zu erhalten (vgl. 

DIN-Norm 18920, Informationen erhältlich über das Umweltamt der 
Stadt Bielefeld). Jegliche die Vitalität der zu erhaltenden Bäume 
nachhaltig beeinträchtigende Maßnahmen sind im Schutzbereich 
(Kronentraufbereich zuzüglich Sicherheitsabstand von 1,5 m) unter-
sagt. Maßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht sind 
zulässig und mit dem Umweltamt abzustimmen. Abgängiger Be-
stand ist in der darauffolgenden Vegetationsperiode gleichartig zu 
ersetzen. Ein Ausleuchten des Schutzbereichs ist unzulässig.  

 
 

 
 

 

10.3 Erhalt von Baumgruppen und von in das Plangebiet hereinragen-
den standortgerechten, heimischen Bäumen 

 gemäß § 9 (1) Nr. 25b BauGB 

 
 Die innerhalb der festgesetzten Fläche stockenden Bäume sowie 

die in das Plangebiet hineinragenden Kronentraufen standortge-
rechter, heimischer Bäume auf einem angrenzenden Flurstück sind 
fachgerecht zu erhalten (vgl. DIN-Norm 18920, Informationen er-
hältlich über das Umweltamt der Stadt Bielefeld). Jegliche die Vitali-
tät der zu erhaltenden Bäume nachhaltig beeinträchtigende Maß-
nahmen sind im Schutzbereich (Kronentraufbereich zuzüglich 
Sicherheitsabstand von 1,5 m) untersagt. Maßnahmen im Rahmen 
der Verkehrssicherungspflicht sind zulässig und mit dem Umwelt-
amt abzustimmen. Abgängiger Bestand ist in der darauffolgenden 
Vegetationsperiode gleichartig zu ersetzen. Ein Ausleuchten des 
Schutzbereichs ist unzulässig.  
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 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirk ungen 

im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  
 gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB  
 

 
 
 
 

 
11.1 Passiver Schallschutz vor Verkehrslärm 
 
11.1.1 Schutzvorkehrungen nach Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109 

 Innerhalb der für Schutzvorkehrungen nach dem Lärmpegelbereich 
III festgesetzten Fläche sind zum Schutz vor Verkehrslärm bei Er-
richtung, Nutzungsänderung oder baulicher Änderung von Räumen, 
die zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, passive 
Schallschutzmaßnahmen erforderlich (Luftschalldämmung von 
Außenbauteilen). Es sind bauliche Schutzvorkehrungen mit dem re-
sultierenden Schalldämmmaß erf. R`w.res der Außenbauteile gemäß 
DIN 4109 (Tab. 8, Ausgabe November 1989, Deutsches Institut für 
Normung e. V., Beuth Verlag GmbH, Berlin) wie folgt vorzunehmen: 

 

Lärmpegelbereich/  
maßgeblicher Außenlärmpegel 

erf. R`w.res der Außenbauteile, jeweils für 
Aufenthaltsräume in 

Wohnungen u. ä. 
Büroräume u. ä. 

III / 61 – 65 dB (A) 35 dB 30 dB 

 Grundlage: Schalltechnische Untersuchung zum B-Plan Nr. III/Ub 2.2 der Stadt 
Bielefeld (Bericht-Nr. 21486/A26692/553171035-B03) Dekra Automobil GmbH, 
Bielefeld, 24.06.2016 mit Nachtrag 21.07.2016. 

 

  

11.1.2 Schallgedämmte Belüftung 
 Innerhalb der für Schutzvorkehrungen nach dem Lärmpegelbereich 

III festgesetzten Fläche gemäß Punkt 11.1.1 sind Schlafräume 
(auch Kinderzimmer) mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen 

auszustatten, sofern nicht eine ausreichende Belüftung dieser 
Räume vom straßenabgewandten, lärmabgeschirmten Bereich her 
möglich ist. 

 

11.1.3 Ausnahmen von den Regelungen 11.1.1 und 11.1.2 können zuge-
lassen werden, wenn durch einen anerkannten Sachverständigen 
nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen. 
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 Zuordnung von Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich im 

Sinne des § 1a (3) BauGB 
 gemäß § 9 (1a) BauGB 
 

 
 

 
12.1 Maßnahmen zum Ausgleich gemäß § 1a (3) Satz 4 BauGB und 

Zuordnung der Ausgleichsflächen gemäß § 9 (1a) BauGB 
 

 Der ermittelte Kompensationsflächenbedarf für die durch die Fest-
setzungen des Bebauungsplans zu erwartenden Eingriffe in Natur 
und Landschaft beträgt insgesamt 2.112 m². Der Ausgleich wird wie 
folgt zugeordnet:  
- Ausgleichsfläche 079/005 innerhalb des Plangebiets (Gemarkung 

Ubbedissen, Flur 4, Flurstück 1351): Die im Plangebiet unter 
Punkt 10.1 festgesetzte Fläche gemäß §  9 (1) Nr. 20 BauGB zum 
naturnahen Gewässerausbau mit einer anrechenbaren Kompen-
sationsfläche von 1.360 m² wird mit 505 m² dem vollständigen 
Eingriff der Erschließung und mit 855 m² den Eingriffen auf den 
Baugrundstücken zugeordnet. 

 
 

 
 

 

- Externe Ausgleichsfläche 038/005 (gemeindeeigenes Grundstück 
Gemarkung Altenhagen, Flur 5, Flurstück 1261) zur Deckung des 
Restbedarfs an Kompensationsfläche von 752 m²: Die Aus-
gleichsfläche 038/005 weist als Sammelzuordnungsfläche eine 
Gesamtgröße von 27.552 m² auf. Auf der Fläche 038/005 mit 
einer Größe von 752 m² wird ein naturnahes Extensivgrünland 
hergestellt und auf Dauer erhalten. Die 752 m² sind den Eingriffen 
auf den Baugrundstücken des Bebauungsplangebiets zugeordnet. 

 

Ausgleichs-
fläche Nr. 

Grundstück 
(Gem., Flur, 
Flst.) 

Gesamtgröße 
Ausgleichs-
fläche 

Art der 
Maßnahme 

Zuordnung  
Bebauung 

Zuordnung 
Erschließung 

079/005 Gem. Ubbe-
dissen, Fl. 4, 
Flst. 1351 

1.360 m² Naturnaher 
Gewässer-
ausbau 

855 m² 505 m² 

038/005 Gem. Alten-
hagen, Fl. 5, 
Flst. 1261 

752 m² Extensiv-
grünland 

752 m²    0 m² 

   Summe 1.607 m² 505 m² 
   Gesamt-

summe 
2.112 m² 

 Übersichtsplan zur externen Ausgleichsfläche, s. Hinweise zur Beachtung/Punkt 10 
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 Örtliche Bauvorschriften  
 gemäß § 86 BauO NRW in Verbindung mit § 9 (4) BauGB 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
SD 30-45° 

 
 

ZD/WD 
15-25° 

 

 
13.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  
 gemäß § 86 (1) Nr. 1, 2 BauO NRW 
 
13.1.1 Dachform und Dachneigung  
 In den Teilbauflächen des WA und des MI sind gemäß Eintrag in der 

Planzeichnung für die Hauptbaukörper folgende Dachformen und 
Dachneigungen zulässig: 
 

- symmetrisches Satteldach (SD), Neigung der Hauptdachfläche 
gemäß Planeintrag 30-45°  

 

- Zeltdach (ZD)/Walmdach (WD), Neigung der Hauptdachfläche 
gemäß Planeintrag 15-25°  

 

 Bei Nebendächern, untergeordneten Bauteilen und Nebengebäu-
den sind im gesamten Plangebiet jeweils auch andere Dachformen 
und Dachneigungen zulässig. 
 

 Bei An-/Umbauten im überplanten Altbestand (siehe eingemessene 
Gebäude im WA4, WA5 und MI2 in der Katastergrundlage des Nut-
zungsplans) können Abweichungen bei Dachform und -neigung zu-
gelassen werden, soweit sich diese im Rahmen der jeweiligen, zum 
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bauordnungsrechtlich zugelas-
senen Baukörpergestaltung des betroffenen Altbaus bewegen. 
 

 Extensive Dachbegrünungen und Solaranlagen sind ausdrücklich zu-
lässig. Solaranlagen sind parallel zur Dachfläche anzuordnen, Auf-
ständerungen sind unzulässig. 

 
13.1.2 Gestalterische Einheit von Doppelhäusern 
 Bei Errichtung eines Doppelhauses sind Dachneigung, Art der 

Dachdeckung, Gestaltung der Dachaufbauten, Dachüberstände 
und Gebäudehöhe (Sockel-, Trauf- und Firsthöhe) einheitlich aus-
zuführen. Die Außenwände sind in Oberflächenmaterial, -struktur 
und Farbgebung aufeinander abzustimmen. Ein Versatz der Dop-
pelhaushälften zueinander ist zulässig. Abweichungen können bei 
einem einheitlichen Architekturkonzept zugelassen werden.  

 
13.1.3 Werbeanlagen in den Teilflächen des MI  
 Werbeanlagen sind nur an den Fassaden der Stätte der Leistung zu-

lässig. Sie dürfen die Oberkante der Attika bzw. die Oberkante Dach-
haut nicht überschreiten.  

 

 Freistehende Werbeanlagen sind unzulässig.  
 

 Werbeanlagen mit blinkendem, wechselndem oder bewegtem Licht, 
mit automatischem Motivwechsel oder bewegten Motiven (z. B. Out-
door-TV), reine Lichtanlagen (z. B. Laserstrahlen) sowie Werbeanla-
gen ähnlicher Bauart und Wirkung sind unzulässig, ebenso die Ver-
wendung von grellen Farbtönen, Leucht-, Reflex- und Signalfarben.  

 
 

 
 

 

13.2 Gestaltungs- und Bepflanzungsvorschriften  
 gemäß § 86 (1) Nr. 4, 5 BauO NRW 
 
13.2.1 Vorgärten im WA: 
 Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen den Bau-

grenzen und den Straßenbegrenzungslinien sind, ausgenommen 
von den Zufahrten, in einer Tiefe von mindestens 3,0 m als Vege-
tationsfläche anzulegen, gärtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu 
unterhalten. Von dieser gärtnerisch zu gestaltenden Vegetations-
fläche darf maximal 1/3 der Grundfläche durch Steine (Kiesel, 
Pflastersteine etc.) bedeckt sein. Es ist nur die Verwendung von 
offenporigen, wasserdurchlässigen Materialien zulässig. 

 Zufahrten dürfen je Baugrundstück eine Breite von insgesamt 3,0 m 
nicht überschreiten. 

 
 13.2.2 Einfriedungen: 

 Einfriedungen sind nur in Form von Hecken, bepflanzten Zäunen 
oder Holzzäunen bis zu einer Höhe von 0,8 m über Straßen- bzw. 
Gartengeländeniveau zulässig. Zaunanlagen sind jedoch mindes-
tens 0,5 m von der Begrenzungslinie öffentlicher Verkehrsflächen 
einschließlich Fuß- und Radwegen zurückzusetzen.  

 Hinweise: 

- Geeignete Arten für Heckenpflanzungen sind z. B. Hainbuche, Rotbuche, Ligus-
ter, Weißdorn, Buchsbaum, Feldahorn. 

- Eine nachbarschaftliche Abstimmung mit gemeinsamer Hecken-/Grenzgestal-
tung wird empfohlen. 

 
13.2.3 Abfallbehälter sind in Vorgärten nur zulässig, wenn Sichtschutz 

durch standortgerechte Laubgehölze, begrünte Holzblenden oder 
Rankgerüste oder durch feste Schränke im Wandmaterial des 
Hauptbaukörpers vorgesehen wird. 
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 Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen und Hin weise 
 gemäß § 9 (5, 6) BauGB 
 

 
 

 
14.1 Nachrichtliche Übernahmen nach § 9 (6) BauGB  
 

 Landschaftsschutzgebiet gemäß Landschaftsplan Bielefeld-Ost  
 Hinweis: Die allgemeinen Regelungen für Landschaftsschutzgebiete sowie die 

gebietsspezifischen Regelungen für das Landschaftsschutzgebiet „Bielefelder 
Osning“ (Ziff. 2.2-2) des Landschaftsplans Bielefeld-Ost sind zu beachten.  

 
 

 
 
 Zeichenerklärungen und Signaturen der Katastergrund lage so-

wie nachrichtliche Darstellungen ohne Festsetzungsc harakter  
 

 

 

 
 

 
 vorhandene Bebauung mit Hausnummer  
 

 
 Maßangaben in Meter, hier z. B. 5 m 
 

 
 

137,25 
 

 

 

 
 

 vorhandene Flurstücksgrenzen mit Grenzstein, Flurstücksnummer 
 
 

 eingemessene Höhen in Meter über NHN, z. B. 137,25 m  
 (Stadt Bielefeld, Amt für Geoinformation und Kataster) 
 
 eingemessene Baumstandorte  
 (Stadt Bielefeld, Amt für Geoinformation und Kataster) 
 
 vorgeschlagene Baumstandorte (unverbindlich) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 

 
 Leitungstrassen: 
 
 Erdgashochdruckleitungen  

(gemäß Geodatenbestand der Stadtwerke Bielefeld GmbH) 
 

 Bei Baumanpflanzungen im Nahbereich von Versorgungsleitungen wird auf erfor-
derliche Mindestabstände und Schutzmaßnahmen nach dem DVGW-Regelwerk 
(GW 125) bzw. dem „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen/Abschnitt 3.2 hingewiesen. 

 
 Regenwasserkanal, Bestand 
 (gemäß Geodatenbestand der Stadt Bielefeld) 
 
 
 Schmutzwasserkanal, Bestand 
 (gemäß Geodatenbestand der Stadt Bielefeld) 
 
 
 Mischwasserkanal, Bestand 
 (gemäß Geodatenbestand der Stadt Bielefeld) 
 
 
 Mischwasserkanal, Planung 
 (Übernahme gemäß Geodatenbestand der Stadt Bielefeld) 

 

 Hinweise zur Beachtung  
 
1  Bodendenkmale:   Werden bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde 

entdeckt (Tonscherben, Metallfunde, Bodenverfärbungen, Knochen etc.), ist gemäß 
§§ 15, 16 Denkmalschutzgesetz diese Entdeckung unverzüglich der Stadt oder der LWL-
Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bielefeld anzuzeigen und die Entdeckungsstätte 
drei Werktage unverändert zu erhalten. 

 
2 Altlasten:   Altlasten sind im Plangebiet bisher nicht bekannt. Nach § 2 (1) Landesboden-

schutzgesetz besteht grundsätzlich die Verpflichtung, Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Altlast oder schädlicher Bodenveränderungen unverzüglich der zuständigen Behörde anzu-
zeigen, wenn derartige Feststellungen bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen 
oder ähnlichen Eingriffen in den Boden und den Untergrund getroffen werden.  

 
3 Bombenblindgänger:   Der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe hat mitge-

teilt, dass keine Kampfmittelgefährdung bekannt ist, die zu weitergehenden Maßnahmen 
Anlass gibt. Unabhängig davon gilt grundsätzlich: Tiefbauarbeiten sind mit gebotener Vor-
sicht auszuführen. Treten verdächtige Gegenstände oder Bodenverfärbungen auf, ist die 
Arbeit aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen, Polizei (Tel. 0521/5450) oder Feuerwehr-
leitstelle (Tel. 0521/512301) sind zu benachrichtigen. 

 
4  Leitungs- und Unterhaltungsrechte für Entwässeru ngsleitungen zu Gunsten der 

Stadt Bielefeld bzw. des Umweltbetriebs:   Die Stadt Bielefeld bzw. der Umweltbetrieb 
ist berechtigt, in den privaten Grundstücks-/Verkehrsflächen Entwässerungsleitungen zu 
verlegen, zu haben, zu betreiben, zu unterhalten, zu erneuern und ggf. zu vergrößern. 
Zu diesem Zweck sind die Beauftragten der Stadt Bielefeld oder die sonst von ihr beauf-
tragten Personen berechtigt, die Grundstücke zu betreten und zu befahren. Die Eigentü-
mer der privaten Grundstücks-/Verkehrsflächen und der angrenzenden Grundstücksflä-
chen dürfen in einem Abstand von 2,50 m beiderseits der Rohrachse keine Maßnahmen 
durchführen, die Bestand und Betrieb der Leitungen gefährden. Insbesondere dürfen 
diese Duldungsstreifen weder überbaut werden, noch dürfen tief wurzelnde Bäume oder 
Büsche gepflanzt oder Bodenaufschüttungen (z. B. Lärmschutzwall) vorgenommen wer-
den. Die Anfahrbarkeit der Kanalschächte ist jederzeit zu gewährleisten. Zu diesem 
Zweck ist der Straßenaufbau nach der Richtlinie zur Standardisierung des Oberbaus von 
Verkehrsflächen (RStO 12) auszuführen, so dass schwere Lkw (Spülfahrzeuge etc.) den 
Privatweg schadlos befahren können. 

 
5 Artenschutz:  Sofern vorhandene Gehölze im Plangebiet beschnitten bzw. entfernt wer-

den sollten, sind die rechtlichen Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes zu beachten. 
Gehölze sind außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit gehölzgebunden brütender Vogelar-
ten (1. März – 30. September) zu beseitigen. Ausnahme bilden Bäume auf gärtnerisch 
genutzten Flächen, hier liegt es in der Verantwortung des Eigentümers, bei der Fällung 
nicht gegen die gesetzlichen Bestimmungen zu verstoßen.  

 Im Sinne des Artenschutzes wird für unvermeidbare Lichtquellen empfohlen, insekten-/ 
fledermausfreundliche Beleuchtungen zu wählen, Lichtkegel nach unten auszurichten, 
Beleuchtungszeiten zu minimieren und Beleuchtungsintensitäten zu reduzieren (z. B. 
Abdimmen). Blendwirkungen können durch geschlossene Lampengehäuse deutlich ge-
mindert werden. Als insekten-/fledermausfreundliche Leuchtmittel gelten z. B. LED-Lam-
pen mit einem geringen Blaulichtanteil bzw. Lichtfarben = 3.000 Kelvin. Ein nächtliches 
Ausleuchten der gemäß § 9 (1) Nrn. 15, 16, 18, 20 und 25 BauGB festgesetzten Flächen 
ist auszuschließen. 

 Im Sinne des Amphibienschutzes ist das Baufeld während jahreszeitlich abhängiger 
Wanderbewegungen von Amphibien (Februar bis Oktober) temporär einzufrieden (Am-
phibienschutzzaun). Hierfür geeignet ist z. B. ein spezieller Amphibienschutzzaun (ca. 
50 cm Höhe mit „Rückwanderrampen“ oder 30-50 cm tiefen „Untertunnelungen“), der im 
Norden und Osten um ca. 1 m versetzt entlang der Straße „Am Bollholz“ sowie in den 
Randbereichen des Baufelds im Süden und Westen errichtet und nur tagsüber in den 
Zufahrtsbereichen für Baufahrzeuge geöffnet wird. Eine Detailabstimmung mit der Unte-
ren Naturschutzbehörde der Stadt Bielefeld wird empfohlen, ein Vertrag wird hierzu ab-
geschlossen. 

  
6 Ökologische Belange und Überflutungsschutz:   Die Berücksichtigung ökologischer 

Belange wird nachdrücklich empfohlen: Wasser- und Energieeinsparung, Nutzung um-
weltverträglicher Energietechniken, Verwendung umweltverträglicher Baustoffe, Dach-
begrünung, naturnahe Umfeldgestaltung mit standortheimischen oder kulturhistorisch 
bedeutsamen Gehölzen.  

 Zum Schutz vor extremen Niederschlagsereignissen ist das Baugelände so zu profi-
lieren, dass Oberflächenabflüsse nicht in Erd-/Kellergeschosse eindringen können; als 
Bezugshöhe gilt die Straßenoberfläche. Es werden u. a. folgende bauliche Maßnahmen 
empfohlen: Anordnung von Erdgeschossfußböden mindestens eine Stufenhöhe ober-
halb der Bezugshöhe, Schutz von Räumen unterhalb der Bezugshöhe gegen oberfläch-
liches Eindringen von Niederschlagswasser. 

 
7 Niederschlagswasserbeseitigung auf den Baugrundst ücken im WA1 und WA3 zwi-

schen der Straße Am Bollholz und der Planstraße, an grenzend an die Maßnahmen-
fläche des offenzulegenden Gewässer gemäß Festsetzu ng 10.1:   Das auf den be-
troffenen Baugrundstücken anfallende, nicht schädlich verunreinigte Niederschlagswas-
ser ist – soweit nicht als Brauchwasser genutzt – direkt in das Gewässer einzuleiten. Zur 
Umsetzung der Maßnahme ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, diese ist bei 
der Unteren Wasserbehörde der Stadt Bielefeld zu beantragen.  

 
8 Einbruchschutz:   Bei der Planung von Gebäuden wird vorbeugend die Berücksichti-

gung von Maßnahmen zum Einbruchschutz empfohlen. Eine entsprechende Beratung 
wird von der kriminalpolizeilichen Beratungsstelle in Bielefeld (Tel. 0521/5837-2555) an-
geboten. 

 
9 Auslage DIN-Norm:   Die in den textlichen Festsetzungen genannte Vorschrift DIN 4109 

kann im Bauamt der Stadt Bielefeld, Bauberatung, 33602 Bielefeld eingesehen werden. 
 
10 Übersichtsplan der städtischen Sammelzuordnungsf läche 038/005 im Bereich des 

Modells Schelphof in Altenhagen: 
 

 
 


